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Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB; 7. Änderung des 
Flächennutzungsplans der Gemeinde Klipphausen (Vorentwurf i.d.F. vom 15.12.2025) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Sachsen nimmt als anerkannte Naturschutzvereinigung zur 7. Änderung des Flächennut-
zungsplans (FNP) Stellung. 

Gegenstand sind die drei Neuausweisungen als Wohnbauflächen (Teilfläche Constappel, Teilfläche 
Klipphausen, Teilfläche Tanneberg) sowie die Rücknahmen in Munzig, Naustadt und Taubenheim. 
Grundlage dieser Stellungnahme sind Planzeichnung und Begründung zum Vorentwurf (Fassung vom 
15.12.2025). 

Der BUND Sachsen hat die Unterlagen sorgfältig geprüft. Dem Vorhaben kann beim gegenwärtigen 
Arbeitsstand nicht zugestimmt werden. Nachfolgend ergehen Hinweise und Forderungen: 

 

1. Umweltprüfung im Vorentwurf: Scoping erschwert 

In der Begründung wird unter Kapitel 4.1 lediglich festgestellt, dass nach § 2 Abs. 4 BauGB eine Umwelt-
prüfung durchzuführen und ein Umweltbericht zu erstellen ist, verbunden mit der Bitte um Äußerung 
zum erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (Gemeinde Klipphausen 2025: 
Begründung zur 7. Änderung des Flächennutzungsplans, Vorentwurf Fassung 15.12.2025, im Folgen-
den: Begründung, S. 19). Eine Beschreibung „voraussichtlicher Umweltauswirkungen" der konkreten drei 
Neuausweisungen erfolgt in Kapitel 4.1 nicht. 

Für die frühe Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB ist das Fehlen eines vollständigen Umweltberichts nicht 
der entscheidende Mangel, wohl aber, dass die Unterlagen derzeit keine belastbare Grundlage für ein 
zielgerichtetes Scoping zu den absehbar konfliktträchtigen Themen liefern (u.a. Schutzgebiete/Land-
schaftsbild in Constappel, Boden-/Landwirtschaft in Klipphausen und Tanneberg, Bodenschutz/Altlas-
tenhinweise in Tanneberg, Erosion bzw. Grundwassergefährdung in allen drei Neuausweisungen). 

Forderung: Ergänzung der Unterlagen um eine nachvollziehbare Vorprüfung/Abgrenzung der voraus-
sichtlich erheblichen Umweltauswirkungen je Teilfläche (Schutzgüter, Konfliktschwerpunkte, erforderli-
che Fachbeiträge) als Grundlage des Scopings nach § 4 Abs. 1 BauGB. 
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2. Raumordnung: OVG-Unwirksamkeit, „nur informatorisch" 

Die Begründung stellt dar, dass das OVG Bautzen die Kapitel 4 und 5.2 des Regionalplans (2. Gesamt-
fortschreibung 2020) für unwirksam erklärt hat und dass die außer Kraft gesetzten Ziele „lediglich infor-
matorisch berücksichtigt" werden (Begründung S. 9). Gleichzeitig benennt die Begründung für die Ände-
rungsbereiche mehrere regionalplanerische Festlegungen (u.a. Vorbehaltsgebiet Arten- und Bio-
topschutz, Vorranggebiet Landwirtschaft, Vorranggebiet Sichtexponierter Elbtalbereich, wassererosi-
onsgefährdetes Gebiet, Gebiet mit hoher geologisch bedingter Grundwassergefährdung, Gebiet mit 
Anhaltspunkten/Belegen für großflächige schädliche stoffliche Bodenveränderungen). 

Diese gegebene rechtliche Konstellation erfordert im weiteren Verfahren eine besonders sorgfältige 
eigenständige planerische Gewichtung der betroffenen Belange (insbesondere Landwirtschaft/Boden, 
Landschaftsbild, Biotopverbund, Wasser/Bodenschutz), weil eine bloße informatorische Berücksichti-
gung die Abwägung nicht ersetzt. 

Forderung: Einholung einer raumordnerischen Stellungnahme (Regionaler Planungsverband) zu den 
berührten Festlegungen und – unabhängig davon – nachvollziehbare eigenständige Gewichtung der 
betrof-fenen Belange in Begründung/Umweltbericht, einschließlich Alternativenprüfung (Flächensparen 
bzw. Innenentwicklung, kleinere Zuschnitte, zeitliche Staffelung). 

 

3. Flächenbilanz und Flächensparen: Netto-Mehrverbrauch 

Die Begründung beziffert für die 7. Änderung eine Neuausweisung von insgesamt 6,00 ha Wohnbauflä-
che (Constappel 1,18 ha; Klipphausen 4,18 ha; Tanneberg 0,64 ha) (Begründung S. 18, Tabelle). Davon 
liegen 5,46 ha derzeit als „Fläche für Landwirtschaft" im rechtswirksamen FNP, 0,36 ha als „Wohnbau-
fläche (Planung)" (Begründung S. 18). 

Zugleich werden bisherige geplante Wohn-/Mischbauflächen im Umfang von 2,62 ha zurückgenom-
men und wieder als Landwirtschaftsflächen dargestellt: Munzig 1,85 ha (Wohnbaufläche Planung), 
Naustadt 0,25 ha (Gemischte Baufläche Planung), Taubenheim 0,52 ha (Wohnbaufläche Planung) 
(Begründung S. 18) 

Die Netto-Bilanz beträgt somit +3,38 ha zusätzliche Wohnbauflächendarstellung gegenüber dem 
rechtswirksamen FNP, wobei 5,46 ha bislang landwirtschaftlicher Flächen erstmals für Wohnbebauung 
in Anspruch genommen werden. 

Die Rücknahmen sind grundsätzlich zu begrüßen, ändern jedoch nichts daran, dass die Neuausweisun-
gen die Inanspruchnahme bislang landwirtschaftlicher Flächen im Außenbereich in relevantem Umfang 
vorbereiten. 

Forderung: Darstellung einer nachvollziehbaren Innenentwicklungs- und Alternativenprüfung (inkl. der in 
der Begründung genannten Baulücken) als tragende Begründung der Außenbereichsinanspruchnahme. 

 

4. Teilfläche Constappel (1,18 ha) 

4.1 Schutzkulissen und Rechtsklarheit (LSG) 

Die Begründung stellt fest, dass die geplante Wohnbaufläche in Constappel im Landschaftsschutzge-
biet (LSG) d 83 „Elbtal zwischen Dresden und Meißen mit linkselbischen Tälern und Spaargebirge" liegt 
(Verordnung Landkreis Meißen vom 05.11.2007, zuletzt geändert 10.09.2012) (Begründung S. 16). 
Gleich-zeitig wird ausgeführt, dass im weiteren Verfahren bzw. im Zusammenhang mit dem B-Plan die 
„Befreiung resp. die Ausgliederung" der Fläche aus dem LSG zu klären ist (Begründung S. 16). 
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Für die vorbereitende Bauleitplanung ist damit bereits im Grundsatz erkennbar, dass die Umsetzbarkeit 
der Darstellung maßgeblich von einer naturschutzrechtlichen Weichenstellung (Befreiung-/Ausglie-
derung) abhängt, die bisher nach Aktenlage weder begründet noch vorgeklärt ist. 

 

4.2 Landschaftsbild/Sichtbeziehungen (Sichtexponierter Elbtalbereich) 

Die Begründung ordnet den Änderungsbereich dem Vorranggebiet „sichtexponierter Elbtalbereich" zu 
und zitiert das Ziel Z 4.1.2.3 (Freihaltung der von Sichtpunkten aus ermittelten Sichtbereiche von sicht-
verschattender bzw. landschaftsbildstörender raumbedeutsamer Bebauung) (Begründung S. 10). 
Zugleich wird ohne Nachweis behauptet, in unmittelbarer Nähe befinde sich kein Sichtpunkt, der durch 
die neue Bebauung beeinträchtigt werden könnte, und es handele sich um eine „kleinteilige Nachver-
dichtung", weshalb keine Beeinträchtigungen des Landschaftsraums zu erwarten seien (Begründung S. 
10). Der Landschaftsplan führt für den Naturraum "Dresdner Elbtalweitung" als Leitbild ausdrücklich 
aus, dass die wertvollen Blickbeziehungen entlang des Elbtales sowie zu den Hangbereichen nicht durch 
Verbauungen gestört werden sollen und eine wesentliche Verdichtung der vorhandenen Bebauung der 
Elbhänge bzw. eine Bebauung der Hangkante des Elbtales nicht erfolgen soll (Landschaftsplan 
Gemeinde Klipphausen, abgestimmte Fassung 01.12.2015). Dies ist im weiteren Verfahren für die Abwä-
gung zur Teilfläche Constappel substantiell zu berücksichtigen und durch Sichtfeldanalyse/Visuali-
sierung zu untersetzen. 

 

4.3 Biotopverbund/Arten- und Biotopschutz 

Die Begründung führt aus, dass die Fläche in einem Vorbehaltsgebiet Arten- und Biotopschutz liegt (G 
4.1.1.2 des Regionalplans) und bezeichnet die Betroffenheit wegen „Randbereich" als gering (Begrün-
dung S. 10). Diese Aussage ist fachlich nicht untersetzt: 

Erstens fehlt eine Quantifizierung: Die Planzeichnung (Abb. 1, Begründung S. 10) lässt erkennen, dass 
die gesamte Teilfläche Constappel im Vorbehaltsgebiet liegt – von einem bloßen „Randbereich" kann 
daher nicht gesprochen werden. 

Zweitens fehlt eine fachliche Begründung der behaupteten geringen Beeinträchtigung: Randbereiche 
von Vorbehaltsgebieten erfüllen wichtige Funktionen für den Biotopverbund (Pufferzonen, Trittsteinbio-
tope, Nahrungshabitate). Die Bebauung würde eine Trennwirkung zwischen dem Vorbehaltsgebiet und 
der angrenzenden Landschaft erzeugen. Eine Habitatverbundprüfung (§ 21 BNatSchG) fehlt vollständig. 

Drittens fehlt eine Alternativenprüfung: Gibt es in Constappel Flächen außerhalb des Vorbehaltsge-
biets? 

 

4.4 Grundwassergefährdung 

Die Begründung weist Constappel als Gebiet mit hoher geologisch bedingter Grundwassergefährdung 
aus und leitet daraus besondere Nutzungsanforderungen ab (Begründung S. 10); zugleich wird pauschal 
angenommen, Niederschlagswasser aus Wohnbauflächen sei unverschmutzt bzw. nur gering ver-
schmutzt (Begründung S. 10). Ohne Bodendaten/Versickerungskonzept ist diese pauschale Annahme 
für die Abwägung nicht hinreichend konkretisiert. 

Forderung: Streichung der Teilfläche Constappel aus der 7. FNP-Änderung oder hilfsweise (vor § 3 Abs. 
2 BauGB) belastbare Klärung der LSG-Thematik (Befreiung/Ausgliederung), eine nachvollziehbare 
Sichtachsen-/Ortsbildanalyse zum Sichtexponierten Elbtalbereich sowie eine quantifizierte Biotopver-
bund-/Artenschutz-Vorprüfung und ein Entwässerungs-/Versickerungsrahmenkonzept. 
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5. Teilfläche Klipphausen (Erweiterung ca. 4,18 ha / in der Begründung auch ca. 4,65 ha) 

5.1 Vorranggebiet Landwirtschaft und Raumbedeutsamkeit 

Die Begründung stellt dar, dass die geplante Wohnbaufläche im Vorranggebiet Landwirtschaft liegt und 
referiert den Zweck der VRG-Ausweisung (Erhalt ertragsstarker Böden; raumbedeutsame Planungen 
dürfen nicht widersprechen) (Begründung S. 11). Gleichzeitig wird argumentiert, mit einer Größe von ca. 
4,65 ha (0,0026 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche der Planungsregion) löse die Planung voraus-
sichtlich keine Raumbedeutsamkeit aus (Begründung S. 11). 

Diese Bewertung ist methodisch fehlerhaft: 

Erstens ist die Bezugsgröße irreführend: Der Anteil an der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche 
der Planungsregion (ca. 174.600 ha, Begründung S. 11) sagt nichts über die örtliche und überörtliche 
Bedeutung der konkreten Fläche aus. Nach § 3 Nr. 6 ROG ist Raumbedeutsamkeit gegeben bei überört-
licher Bedeutung oder Präzedenzwirkung – beides ist hier der Fall. 

Zweitens werden kumulative Effekte ignoriert: Die Gemeinde kündigt selbst eine Teilfortschreibung des 
FNP für das Kapitel Wohnen bis 2040 an (Begründung S. 6). TF-02 (4,18 bzw. 4,65 ha) ist nur der erste 
Schritt – weitere Ausweisungen folgen. Die Gesamtbilanz ist zu betrachten. 

Drittens fehlt eine Bodengüteprüfung: Die Ausweisung als Vorranggebiet Landwirtschaft indiziert 
ertragsstarke Böden (Begründung S. 11). Die Begründung enthält keine Angaben zur Bodenschätzung 
(Ackerzahl, Bodenpunkte nach Reichsbodenschätzung). Eine Inanspruchnahme hochproduktiver Böden 
widerspricht der Bodenschutzklausel § 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB („landwirtschaftlich genutzte Flächen 
sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden"). 

 

5.2 Widerspruch Flächenangaben 

Für Klipphausen werden in der Begründung unterschiedliche Flächengrößen genannt: einmal ca. 4,65 
ha im Kontext der Raumbedeutsamkeit (Begründung S. 11), an anderer Stelle eine Erweiterung von ca. 
4,18 ha (Begründung S. 18, Tabelle). Solche Widersprüche sind in den Planunterlagen vor der nächsten 
Verfahrensstufe zwingend zu bereinigen. 

 

5.3 Grundwassergefährdung und Wassererosion 

Die Begründung weist die Fläche als Gebiet mit hoher geologisch bedingter Grundwassergefährdung 
sowie als wassererosionsgefährdetes Gebiet ≥ 25 ha (aus Begründung S. 11). Die Angabe „≥ 25 ha" 
bezieht sich auf die regionalplanerische Mindestgröße für die Festlegung erosionsgefährdeter Gebiete 
– nicht auf die Größe der Teilfläche Klipphausen (4,18 ha). Entscheidend ist das konkrete Erosionsrisiko 
der Teilfläche (Hangneigung, Bodenart, Niederschlagsintensität), das nicht ermittelt wurde. 

Die Begründung behauptet, Wohnbebauung könne Erosion mindern, indem „versiegelte Flächen den 
Boden schützen" (Begründung S. 11). Diese Aussage ist fachlich unzutreffend: Versiegelte Flächen ver-
hindern Erosion nur, weil dort kein offener Boden mehr vorhanden ist – der Boden ist jedoch dauerhaft 
verloren (Verstoß gegen Bodenschutzklausel § 1a Abs. 2 BauGB). Das höchste Erosionsrisiko besteht 
während der Bauphase (Oberboden abgeschoben, offene Flächen bei Starkregen). Versiegelte Flächen 
erhöhen zudem den Oberflächenabfluss und damit das Erosionsrisiko unterhalb der Fläche. Eine fach-
liche Prüfung nach DIN 19731 (Bodenschutz bei Planungs- und Bauvorhaben) fehlt. Auch die weiteren 
Teilargumente der Begründung zur angeblichen Erosionsminderung (Begründung S. 11) sind fachlich 
nicht belastbar:  

Hausgärten, Hecken, Rasenflächen: Die Begründung behauptet, begrünte Gärten, Hecken und Rasen-
flächen würden das Regenwasser abbremsen und den Boden stabilisieren. Der sachlich korrekte Ver-
gleichsmaßstab ist jedoch nicht „Hausgarten vs. unbedeckter Boden", sondern Wohngebiet vs. erosi-
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onsschutzoptimierter Landwirtschaft oder Dauergrünland. Dieser Vergleich fällt negativ aus: Hausgär-
ten weisen gegenüber ungestörtem Dauergrünland typischerweise eine reduzierte Infiltrationskapazi-
tät auf (Bodenverdichtung durch Begehung, geringere Makroporosität, regelmäßiger Rasenschnitt). 
Zudem konzentriert die Kombination aus versiegelten Dach-, Hof- und Wegeflächen den Niederschlags-
abfluss auf die verbleibenden Gartenflächen und erhöht damit die lokalen Abflussspitzen gegenüber 
dem Bestand erheblich. Im Ergebnis ist die Gesamtabflusswirkung eines Wohngebiets gegenüber ero-
sionsschutzoptimierter Ackerbewirtschaftung (Zwischenfrucht, Direktsaat, Querbeackerung) oder einer 
Umwandlung in Dauergrünland deutlich ungünstiger, nicht günstiger. Eine quantitative Gegenüberstel-
lung fehlt in der Begründung vollständig. 

Entwässerungssysteme: Die Begründung behauptet, Entwässerungssysteme ließen das Wasser kon-
trolliert versickern. Konventionelle Regenwasserkanalisation reduziert das Abflussvolumen jedoch nicht 
– sie leitet Niederschlagswasser beschleunigt in den Vorfluter ab und erhöht Abflussspitzen, was das 
Erosionsrisiko unterhalb der Fläche weiter verstärkt. Dezentrale Versickerungsanlagen (DWA-A 138) 
könnten das Abflussvolumen grundsätzlich begrenzen; angesichts der von der Begründung ausgewie-
senen hohen geologisch bedingten Grundwassergefährdung ist eine flächige Versickerung jedoch nur 
nach hydrogeologischer Eignungsprüfung zulässig. Ein solches Konzept liegt nicht vor. Die Aussage ist 
damit zum gegenwärtigen Planungsstand nicht belegt und nicht abwägungsgeeignet 

 

5.4 Landschaftsplan: Baumreihen 

Die Begründung führt aus, dass die geplante Wohnbaufläche in Klipphausen im Norden, Westen und 
Osten an Baumreihen grenzt, deren Erhalt Ziel des Landschaftsplans ist (Begründung S. 14). Daraus 
ergibt sich ein konkreter Prüf- und Sicherungsbedarf (Schutz der Baumreihen, Abstands-/Pufferkonzept, 
Baugrenzen/Grünzüge), der im Vorentwurf noch nicht abgebildet ist. 

 

5.5. Landschaftsplan: Kaltluftversorgung  

Zudem liegt laut Landschaftsplan der Ortsrandbereich Klipphausen im Wirkraum einer festgelegten 
"Kaltluftbahn" (Kap. 7.5; Verlauf entlang der Kante der Ortschaften Höhndorf, Klipphausen, Rührsdorf 
und Riemsdorf Richtung Nordosten zum Tal der Elbe). Der Landschaftsplan formuliert hierzu EZ 17 (Frei-
haltung von Frisch- und Kaltluftabflussbahnen): Freiräume mit hoher Kaltluftproduktion dürfen nicht 
bebaut bzw. abriegelnd be- oder verbaut werden; Kaltluftbahnen sind von Bebauung oder Gehölzen quer 
zum Hang freizuhalten. Vor diesem Hintergrund ist die Eignung der Teilfläche Klipphausen auch sied-
lungsklimatisch zu prüfen (Kaltluftversorgung/Barrierewirkung) und kann nicht allein mit Verweisen auf 
"Erosionsminderung" oder Größenanteile abgewogen werden. 

Forderung: Streichung der Erweiterung Klipphausen oder hilfsweise Redimensionierung/Staffelung 
sowie (vor § 3 Abs. 2 BauGB) Klärung der Flächengröße, Bodengüte/Bodenschutz-Abwägung, Alterna-
tivenprüfung (Innenentwicklung/geringere Zuschnitte) und ein fachlich belastbares Erosions- und Ent-
wässerungs-/ Versickerungskonzept einschließlich Bauphasen-Bodenschutz; zusätzlich Sicherung der 
im Landschaftsplan benannten Baumreihen durch planungsrechtlich wirksame Puffer-/Grünkonzeption; 
zusätzlich Nachweis, dass die im Landschaftsplan dargestellte Kaltluftbahn (EZ 17) nicht beeinträch -
tigt wird bzw. andernfalls Entwicklung eines Alternativkonzepts zur Sicherung der Kaltluftversorgung 
des Siedlungsbereichs. 

 

6. Teilfläche Tanneberg (0,64 ha Wohnbaufläche + 0,71 ha Grünfläche im Änderungsbereich) 

6.1 Vorranggebiet Landwirtschaft und „100-m-Unschärfebereich" 

Die Begründung stellt dar, dass die geplante Wohnbaufläche teilweise im Vorranggebiet Landwirtschaft 
liegt. Sie führt weiter aus, für die Ausweisung als VRG Landwirtschaft sei ein Unschärfebereich von etwa 
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100 m zu berücksichtigen; innerhalb dieses Bereichs bestehe ein Ausformungs- und Konkretisierungs-
spielraum, in dem bauliche Anlagen grundsätzlich zulässig sein können, und die Inanspruchnahme 
bewege sich innerhalb dieses Unschärfebereichs (Begründung S. 12). 

Diese Argumentation ist rechtlich zweifelhaft: 

Erstens ist der „Unschärfebereich" ein kartographisches Toleranzmaß (Maßstab 1:100.000 im Regional-
plan, Lagegenauigkeit etwa ±50–100 m), kein Freiraum für beliebige Bebauung. Die Anpassungspflicht 
nach § 1 Abs. 4 BauGB bleibt bestehen – auch wenn die Grenze nicht auf den Meter genau liegt. 

Zweitens ist Kapitel 4 des Regionalplans (inkl. VRG Landwirtschaft) nach dem rechtskräftigen Urteil des 
OVG Bautzen vom 23.11.2023 unwirksam (Begründung S. 9). Die Gemeinde kann sich nicht auf eine 
Unschärfe eines unwirksamen Ziels berufen, ohne eigenständige Abwägung der Belange Landwirtschaft 
/ Bodenschutz vorzulegen. 

Drittens ersetzt die Unschärfe-Argumentation keine Alternativenprüfung und keine eigenständige 
Gewichtung der Belange Landwirtschaft/Boden (§ 1 Abs. 7, § 1a Abs. 2 BauGB). 

 

6.2 Altlasten-/Bodenschutzhinweise (stoffliche Bodenveränderungen) 

Die Begründung weist den Änderungsbereich als Gebiet mit Anhaltspunkten oder Belegen für großflä-
chige schädliche stoffliche Bodenveränderungen aus und zitiert hierzu, dass weitergehende Untersu-
chungen zur Ausdehnung und zum Gefährdungspotenzial als Grundlage weiterer Planungsverfahren 
durchzuführen seien (Begründung S. 12). Konkrete Untersuchungsdaten (orientierende Untersuchung / 
Detailuntersuch-ung, Wirkungspfade) werden im Vorentwurf nicht vorgelegt. 

 

6.3 Grundwassergefährdung und Wassererosion 

Die Begründung weist auch Tanneberg als Gebiet mit hoher geologisch bedingter Grundwassergefähr-
dung sowie als wassererosionsgefährdetes Gebiet aus (Begründung S. 12). Die pauschale Annahme zu 
unverschmutztem bzw. gering verschmutztem Niederschlagswasser sowie alle drei Teilargumente der 
Erosionsminderungsargumentation (versiegelte Flächen, Hausgärten/Rasenflächen, Entwässerungs-
systeme) sind inhaltlich gleichgelagert wie für Klipphausen (vgl. Abschnitt 5.3 dieser Stellungnahme) 
und bislang nicht fachlich untersetzt. 

Der Landschaftsplan stellt unter EZ 11 fest, dass im Plangebiet bereits ab einer jährlichen Abtrags-
menge von 15 t/ha·p.a. eine "sehr hohe potentielle Erosionsgefährdung" (DIN 19708) vorliegt und dass 
dies im Plangebiet nahezu auf allen Ackerflächen der Fall ist; zugleich sind Böden mit hohem biotischem 
Ertragspotential als Vorrangflächen für die Landwirtschaft zu erhalten. Daraus folgt, dass die Erosions-
problematik nicht durch pauschale Aussagen zur "Schutzwirkung" von Versiegelung ersetzt werden 
kann, sondern eine standortbezogene Erosions- und Bodenschutzbewertung (inkl. Bauphase) zwingend 
ist. 

 

6.4 Landschaftsplan: Dauergrünland, Ruderal-/Staudenfluren, Obstbaumallee, Streuobstwiese 

Die Begründung stellt für Tanneberg dar, dass westlich der Straße „Zum Rittergut" extensiv bewirtschaf-
tetes Dauergrünland mit Ruderal- und Staudenfluren ausgewiesen ist, die zu erhalten sind (Begründung 
S. 15). Weiter wird ausgeführt, dass eine Obstbaumallee im Plangebiet gemäß Landschaftsplan zu 
erhalten ist und der Landschaftsplan für östlich anschließende Ackerflächen die Ergänzung einer Streu-
obstwiese anregt (Begründung S. 15). 

Bei dieser Ausgangslage ist eine artenschutz- und biotopschutzfachliche Vorprüfung zwingend erfor-
derlich (§ 44 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 1a Abs. 4 BauGB), bevor die FNP-Darstellung zusätzliche bauliche 
Inanspruchnahme vorbereitet. 
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Im Landschaftsplan werden Obstbaumalleen als wertvolle, Streuobstwiesen als besonders wertvolle 
Biotoptypen (höchste Wertstufen der Biotopbewertung) eingestuft. Vor einer weiteren bauleitplaneri -
schen Inanspruchnahme im Umfeld der Obstbaumallee bzw. einer angeregten/ggf. bestehenden 
Streuobstkulisse ist daher eine flächenscharfe Biotoptypenkartierung mit Prüfung gesetzlich 
geschützter Biotope (§ 30 BNatSchG i.V.m. § 21 SächsNatSchG) sowie eine Konfliktvermeidung (Puf -
fer / Erhaltungsfestsetzungen) erforderlich. 

 

6.5 Klarheit zur Flächenkulisse im Änderungsbereich 

Die Begründung stellt klar, dass die Erweiterungsflächen westlich der bestehenden Planfläche als Grün-
fläche (0,71 ha) sowie als Fläche für die Landwirtschaft (0,64 ha) mit Umgrenzung für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft ausgewiesen werden (Begründung S. 
18). Die Planzeichnung (Gemeinde Klipphausen 2025: Planzeichnung zur 7. Änderung des Flächennut-
zungsplans, Teilfläche 3 Tanneberg, Vorentwurf Fassung 15.12.2025) lässt jedoch nicht eindeutig erken-
nen, welche Teile künftig tatsächlich für Wohnbebauung vorgesehen sind und wie die Erhaltungsziele 
(Obstbaumallee, Dauergrünland/Staudenfluren) planungsrechtlich gesichert werden (z.B. durch Festle-
gung als „Fläche für Maßnahmen zum Schutz" gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB). 

Forderung: Streichung der Teilfläche Tanneberg oder hilfsweise eindeutige Redimensionierung auf kon-
fliktarme Teilbereiche sowie vor der Offenlage: Vorlage einer fachlichen Altlasten-Bodenschutz-Vorprü-
fung, artenschutz- und biotoptypenbezogene Vorprüfung unter besonderer Berücksichtigung von 
Obstbaumallee, extensivem Dauergrünland und Ruderal-Staudenfluren, einschließlich flächenscharfer 
Erfassung und Bewertung der im Landschaftsplan als besonders wertvoll eingestuften Obstbaumallee‑ 
/ Streuobstlebensräume mit Prüfung gesetzlich geschützter Biotope (§ 30 BNatSchG i.V.m. § 21 
SächsNatSchG) und Festlegung geeigneter Puffer‑/Erhaltungsfestsetzungen. 

 

7. Innenentwicklung / Baulücken: Nachweislage unzureichend 

Die Begründung führt aus, dass in den drei Ortsteilen Constappel, Klipphausen und Tanneberg insge-
samt 8 potenzielle Baulücken zur Verfügung stehen, die vorrangig genutzt werden sollen, aber selbst bei 
vollständiger Aktivierung quantitativ nicht ausreichen und nur punktuelle Nachverdichtung ermöglichen 
(Begründung S. 9). Eine Aufschlüsselung dieser Baulücken (Lage, Größe, Verfügbarkeit und Aktivierbar-
keit, zeitliche Mobilisierbarkeit) enthält der Vorentwurf nicht. 

Gerade weil die Planung selbst einen zweistufigen Ansatz (kurzfristige Flächen + spätere Teilfortschrei-
bung „Kapitel Wohnen") beschreibt (Begründung S. 6), ist eine transparente, ortsteilbezogene Innenent-
wicklungsprüfung erforderlich, um den Umfang der Außenbereichsinanspruchnahme zu begrenzen. 

Forderung: Nachreichung eines Baulücken-/Innenentwicklungskatasters (ortsteilbezogen, flächenbezo-
gen, Aktivierbarkeit) und Ableitung einer nachvollziehbaren Alternativenprüfung (geringere Zuschnit-
te/Staffelung/Zurückstellung einzelner Teilflächen) als Grundlage der Abwägung. 

 

8. Anträge / Forderungen (gesamt) 

Der BUND Sachsen fordert, die Unterlagen zur 7. FNP-Änderung vor der öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 
2 BauGB) wie folgt zu überarbeiten und zu ergänzen: 

1. Scoping-Unterlagen substanziell ergänzen (konkretisierte Konfliktschwerpunkte/Prüfprogramme 
je Teilfläche statt bloßer Verweis auf § 2 Abs. 4 BauGB). 

2. Eigenständige Abwägung der von der Begründung benannten raumordnerisch relevanten Belange, 
trotz/gerade wegen der dargestellten OVG-Unwirksamkeit; Einholung einer raumordnerischen 
Stellungnahme. 
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3. Teilfläche Constappel: Herausnahme oder belastbare Vorabklärung LSG (Befreiung/Ausglieder-
ung) plus Sichtachsen-/Landschaftsbildanalyse (Leitbild „Dresdner Elbtalweitung“) sowie quanti-
fizierte Biotopverbund-/Artenschutz-Vorprüfung und Entwässerungs-/Versickerungsrahmenkon-
zept zur Grundwassergefährdung. 

4. Teilfläche Klipphausen: Herausnahme oder Redimensionierung/Staffelung; Bereinigung der Flä-
chenwidersprüche; Bodengüte-/Landwirtschaftsabwägung; fachlich belastbares Erosions- und 
Entwässerungs-/Versickerungskonzept einschließlich Bauphasen-Bodenschutz; Sicherung der im 
Landschaftsplan benannten Baumreihen durch planungsrechtlich wirksame Puffer-/Grünkonzep-
tion; Nachweis, dass die im Landschaftsplan dargestellte Kaltluftbahn (EZ 17) nicht beeinträchtigt 
wird bzw. Entwicklung eines Alternativkonzepts zur Sicherung der Kaltluftversorgung des Sied-
lungsbereichs. 

5. Teilfläche Tanneberg: Herausnahme oder strikte Redimensionierung; Altlasten-/Bodenschutz-Vor-
prüfung; artenschutz-/biotopfachliche Vorprüfung unter Berücksichtigung von Dauergrünland, 
Ruderal-/Staudenfluren und Obstbaumallee einschließlich flächenscharfer Erfassung und Bewer-
tung der im Landschaftsplan als besonders wertvoll eingestuften Obstbaumallee-/Streuobstle-
bensräume mit Prüfung gesetzlich geschützter Biotope (§ 30 BNatSchG i.V.m. § 21 
SächsNatSchG); standortbezogenes Erosions- und Entwässerungskonzept einschließlich Bau-
phasen-Bodenschutz vor dem Hintergrund der sehr hohen Erosionsgefährdung (EZ 11); raumord-
nerische Einordnung der „100-m-Unschärfe“. 

6. Innenentwicklung: Nachweis der vorrangigen Innenentwicklung auf Grundlage der genannten 8 
Baulücken (Ortsteilzuordnung, Größen, Aktivierbarkeit, Deckungsbeitrag) und darauf aufbauende 
Alternativenprüfung (u.a. geringere Zuschnitte, Staffelung, ggf. Zurückstellung einzelner Teilflä-
chen) zur Minimierung des Außenbereichsverbrauchs.  
 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


